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Islamabad. Das pakistanische Militär hat
nach einer Serie von Anschlägen der radi-
kalislamischen Taliban Luftangriffe auf
Verstecke der Extremisten im Grenzgebiet
zu Afghanistan geflogen. Dabei seien in
den Stammesgebieten Nord-Waziristan
und Khyber gestern mindestens 25 mut-
maßliche Extremisten getötet worden, teil-
ten Militärvertreter mit. Pakistan reagierte
damit auf zwei Bombenanschläge, bei
denen seit Sonntag mindestens 33 Sol-
daten getötet worden waren. Die Regie-
rung bemüht sich seit Monaten vergeblich
um Friedensgespräche mit den Taliban.

Die AOK hat ihren Krankenhaus-Report
2014 veröffentlicht – mit schockierenden
Zahlen. Wie aussagekräftig diese sind, dar-
über herrscht Uneinigkeit. Die Bremer
Krankenhausgesellschaft bestreitet den
Vorwurf mangelnder Patientensicherheit.

VON JÖRN SEIDEL

Berlin·Bremen·Hannover. Die Vorwürfe
sind schwer: In deutschenKrankenhäusern
sollen jährlich 190000Menschen einen Be-
handlungsfehler erleiden – ein Zehntel da-
von mit Todesfolge. „Das sind fünfmal so
viele Todesfälle wie im Straßenverkehr“,
sagt Max Geraedts, Mitherausgeber des
AOK-Krankenhaus-Reports 2014, der ges-
tern in Berlin vorgestellt wurde. Demnach
erlebe sogar jeder fünfte oder zehnteKlinik-
patient ein unerwünschtes Ereignis wie
eine allergische Reaktion oder eine entzün-
dete Operationswunde. Zu den Gründen
gehörten Fehler bei der Medikamenten-
gabe, mangelnde Hygiene und Probleme
im OP-Saal. Der Krankenhaus-Report de-
cke sich mit den Erfahrungen, die auch die
AOKBremen/Bremerhavenmache, teilt de-
ren Vorstandsvorsitzender Olaf Woggan
mit, ohne konkrete Zahlen zu nennen.

Behandlungsfehler seien auf jeden Fall
vermeidbar, sagt Geraedts und nennt ei-
nige Lösungsvorschläge: elektronischeVer-
schreibungssysteme, Trainingskonzepte
für Notfälle in der Geburtshilfe, eine bes-
sere „Fehlerkultur“ und intensiveres Hän-
dewaschen. In deutschen Kliniken sei die
Händedesinfektion nur in der Hälfte aller
Fälle zufriedenstellend.

Skepsis gegenüber denZahlendesAOK-
Reports äußert die Krankenhausgesell-
schaft der Freien Hansestadt Bremen, der
sämtliche Kliniken im Land angehören.
„Mir sind keine validen Zahlen bekannt“,
sagt Geschäftsführer Uwe Zimmer zu den
jährlichen Behandlungsfehlern. Tatsäch-
lich räumtGeraedts ein, dass dieAOK-Zah-
len die Essenz von 180 internationalen Stu-
dien seien; eine genaue Statistik gebe es
nicht. Die gibt es jedoch bei den Ärztekam-
mern – zumindest für jeneBehandlungsfeh-
ler, die von den Schlichtungsstellen erfasst
werden. Im Jahr 2012waren es bundesweit
2280, in Niedersachsen 271 und in Bremen
16. „Die Dunkelziffer der Behandlungsfeh-
ler ist natürlich deutlich höher, denn nicht
jeder Patient wendet sich an uns“, sagt Jo-
hann Neu, Geschäftsführer der norddeut-
schen Schlichtungsstelle in Hannover.

Bei den kommunalen Krankenhäusern
Bremens werde bereits viel für die Patien-
tensicherheit getan, versichert ein Spre-
cher. So gebe es zum Beispiel „Cirs“, ein
System, bei dem Mitarbeiter anonym kriti-
sche Situationen und Beinahe-Unfälle mel-
den können. Für Operationen wurde zu-
dem eine „OP-Sicherheitscheckliste“ ein-
geführt. Und seit dem Keimskandal 2011
würden die Mitarbeiter noch viel mehr auf
Händehygiene achten. Das belege unter
anderem der hohe Verbrauch an Desinfek-
tionsmitteln.

Bei den anderen Bremer Kliniken habe
das Thema Patientensicherheit ebenfalls
hohe Priorität, sagt Uwe Zimmer von der
Krankenhausgesellschaft. Die Arbeitsbe-

lastung für Pfleger und Ärzte nehme je-
doch zu – somit sei auch die Wahrschein-
lichkeit für menschliche Fehler höher. Als
Grund dafür nennt er „unvermeidbare Per-
sonaleinsparungen“, weil die Tariflöhne
stiegen, während die Krankenhausvergü-
tungen stagnierten.

Das beklagt auch die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft. Die Kassen machten es
sich leicht; denn sie forderten Maximales
und seien nicht bereit, für die Mehrkosten,
die den Kliniken entstehen, aufzukommen,
sagt deren Hauptgeschäftsführer Georg
Baum. Mehrkosten würden jedoch gar
nicht anfallen, um mehr Patientensicher-
heit zu gewährleisten, sagt Uwe Deh, Chef
des AOK-Bundesverbands. Die vorhande-

nenGeldermüssten nur besser verteilt wer-
den. Es mache zum Beispiel keinen Sinn,
dass jedes Krankenhaus planbare Hüftge-
lenk-Operationen anbiete. Denn der Kran-
kenhaus-Report belege: Das Fünftel der
Krankenhäuser mit den wenigsten Eingrif-
fen weist im Vergleich zum Fünftel mit den
meisten Behandlungen eine um 37 Prozent
höhere Rate anWiederholungsoperationen
auf.Hüftgelenke sollten daher nur dort ope-
riert werden, wo es die meisten Erfahrun-
gen damit gibt. Kommentar Seite 2

Berlin.Mehr als 100 der imMoment betreu-
ten 700Dopingopfer ausDDR-Zeiten befin-
den sich nach Angaben der Doping-Opfer-
Hilfe (DOH) zwischenzeitlich oder dauer-
haft in psychiatrischer Behandlung. Das er-
klärte die frühere DDR-Topsprinterin und
DOH-Vorsitzende Ines Geipel. Nach Gei-
pelsWortenwill die DOH„eine neue Initia-
tive zur Unterstützung der Opfer“ starten.
Den Opfern des systematischen DDR-Do-
pings waren im Prozess gegen Manfred
Ewald, den früheren Vorsitzenden des
Deutschen Turn- und Sportbundes der
DDR, im Jahr 2000 knapp 10000 Euro pro
Kopf zugesprochen worden.

Kairo. Der Prozess wegen Spionage und
Terrorismus gegen den gestürzten ägypti-
schen Präsidenten Mohammed Mursi be-
ginnt am 16. Februar in Kairo. Das gab die
Justiz in der ägyptischen Hauptstadt ges-
tern bekannt. Mit Mursi sind 35 weitere
hohe Funktionäre der Muslimbruderschaft
und ehemalige Präsidentenberater ange-
klagt. Im Falle einer Verurteilung droht ih-
nen die Todesstrafe. Ein anderes Strafver-
fahrenwegen der Tötung vonDemonstran-
ten hatte gegenMursi im vergangenen No-
vember begonnen. Darüber hinaus berei-
tet die Justiz gegen ihn Prozesse wegen
eines Gefängnisausbruchs und wegen der
Verleumdung von Justizorganen vor.

Kabul.Bewaffnete haben imWestenAfgha-
nistans gestern eineGruppe vonMinenräu-
mern entführt. „Die Polizei hat einen Ein-
satz zur Befreiung begonnen. Bisher konn-
ten wir sechs Minenräumer retten. Unsere
Suche geht weiter“, sagte Abdul Raouf Ah-
madi, Sprecher der Polizei in der Provinz
Herat. Demnach soll es sich bei den Ver-
schlepptenumknapp60Mitarbeiter derOr-
ganisation Halo Trust handeln. Die Polizei
geht davon aus, dass Taliban-Rebellen für
dieEntführung verantwortlich sind; die Isla-
misten hatten in den vergangenenWochen
Aktionen gegen die Minenräumer ange-
kündigt.

Dubai. Das oberste Bundesgericht in Abu
Dhabi hat gestern 30 Männer wegen isla-
mistischer Aktivitäten zu Gefängnisstrafen
zwischen drei Monaten und fünf Jahren
verurteilt. Die 20 ägyptischen und zehn
Staatsbürger aus den Emiraten sollen eine
„illegale Zelle“ der in Ägypten verbotenen
Muslimbruderschaft gegründet haben. Ge-
gen sechs angeklagte Ägypter war in Ab-
wesenheit verhandelt worden. Gegen das
Urteil ist keine Berufungmöglich. DieMen-
schenrechtsorganisation Amnesty Interna-
tional kritisierte, dass die Angeklagten bei
Verhören gefoltert worden seien.

Eilat. Die islamistische Terrorgruppe An-
sar Beit al-Makdis hat sich zu einem am
Montagabend verübten Raketenangriff auf
die südisraelische Stadt Eilat bekannt. Die
beiden abgefeuerten Raketen haben nach
Medienangaben nur geringen Sachscha-
den verursacht. Die Islamisten haben ihren
Stützpunkt im Norden der Sinai-Halbinsel.
In den vergangenen Monaten bekannten
sie sich schon zu mehreren Terroranschlä-
gen in Ägypten. Die Gruppe soll auch im
palästinensischen Gazastreifen präsent
sein. Auch von dort geriet Israel jüngst
mehrfach unter Beschuss.

Von der Bundesregierung erwartet sie einen kla-
ren energiepolitischen Kurs, die Absicht der
Stromkonzerne hält sie für durchschaubar: Diese
pokern um mehr Geld. Hans-Ulrich Brandt sprach
mit Claudia Kemfert vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung über den Strommarkt.

Der Stromversorger RWE droht, Atom-
kraftwerke vorzeitig vom Netz zu neh-
men, wenn die Strompreise fallen. Wie
ernst muss die Politik dies nehmen?
Claudia Kemfert: Wir kennen diese Droh-
gebärden. Die Bundesregierung sollte sich
davon nicht beeindrucken lassen. Wir ha-
ben imMomentmassiveÜberkapazitäten –

gerade im Norden, Westen und Osten
Deutschlands. Deshalb macht es Sinn, alte
und ineffiziente Anlagen – insbesondere
Kohlekraftwerke – in diesen Regionen ab-
zuschalten. Dafür sollten aber nicht noch
extra Subventionen gezahlt werden, denn
dann würden die Strompreise für die Ver-
braucher weiter steigen.

Der Energiekonzern EnBW wehrt sich ge-
richtlich gegen das Abschaltverbot für un-
rentable Kraftwerke. Welche Chance hat
EnBW, damit durch zu kommen ?
DieAbsicht, die EnBWmit dieser Klage ver-
folgt, ist die: Man will für die Kraftwerke

noch einmal zusätzlicheZahlungen bekom-
men. Ob EnBW damit durchkommt, ist of-
fen. Es ist jedenfalls nicht ausgeschlossen,
dass sogenannte systemrelevante Kraft-
werke Extra-Zahlungen erhalten.

Stimm denn, was RWE-Chef Terium be-
hauptet, dass nämlich bei einem weiteren
Verfall des Strompreises, von dem die Ver-
braucher leider ja nichts merken, die
Atomkraftwerke im „roten Bereich“ sind?
In der Tat sind die Preise an der Strombörse
derzeit sehr niedrig, sodass einige Kraft-
werke nicht mehr wirtschaftlich betrieben
werden können. Atomkraftwerke sind je-
doch seit langemabgeschrieben, sie produ-
zieren noch immer sehr preiswert Strom.
Die Absicht der Konzerne ist leicht durch-
schaubar. Es sollen zusätzliche Zahlungen
von der Bundesregierung erwirkt werden.
Diesem Erpressungsversuch sollte man
nicht erliegen. Man sollte besser den Bör-
senpreis durch dieVerminderung des über-
schüssigen Stromangebots und durch
höhere CO2- Preise stabilisieren.

Käme es zu einem vorzeitigen Aus von
Atomkraftwerken, was wäre die Folge?
Ginge dann das Licht aus?
Ein vorzeitiges Abschalten von Atomkraft-
werken ist gar nicht machbar. Kraftwerke
müssen zur Stilllegung angemeldet wer-
den. Kraftwerke in Regionen ohne Überka-
pazitäten können nicht einfach abgeschal-
tet werden. Im Süden Deutschlands müs-
sen erst neue Kapazitäten und neue Leitun-

gen geschaffen werden, damit die Kraft-
werke 2022 vom Netz gehen können.
Sicher ist: In Deutschland gehen die Lich-
ter nicht aus.

ÄGYPTEN

Mursi-Prozess ab 16. Februar

VON MICHAEL FISCHER

Berlin·Washington. Die Menschenrechts-
organisation Human Rights Watch hat die
US-Regierung in ihrem Jahresbericht für
ihre Datenausspähung und ihrenDrohnen-
Krieg angeprangert. Die Massenüberwa-
chung habe „das Recht auf Privatsphäre
größtenteils ausgelöscht“, sagte der Chef
der Organisation, Kenneth Roth, gestern in
Berlin. Er kritisierte auch die Europäische
Union für ihre Asylpolitik scharf. In Europa
werde mehr unternommen, um Boote mit
Flüchtlingen im Mittelmeer zu stoppen als
die Menschen auf diesen Booten zu retten.
„Wir fordern Europa auf, diese Prioritäten
ins Gegenteil umzukehren.“

Die Menschenrechtsorganisation mit
Sitz in New York veröffentlichte erstmals
einen Jahresbericht, in dem sie auf 667 Sei-
ten auf die Menschenrechtslage in 90 Län-

dern der Welt eingeht. Im Syrien-Konflikt
wirft sie der Weltgemeinschaft zu zögerli-
ches Handeln vor. Das Einlenken des Re-
gimes von Baschar al-Assad bei der Ver-
nichtung der Chemiewaffen habe gezeigt,
dassDruck auchWirkung zeigen kann. „Es
wird nicht genügend Druck auf Syrien aus-
geübt, das Töten von Zivilisten auch mit
herkömmlichen Waffen aufzugeben und
Hilfsorganisationen Zugang zu belagerten
Städten zu gewähren.“

In der Affäre um die Praktiken des US-
Geheimdienstes NSA beklagt Human
Rights Watch die fehlende Bereitschaft
westlicher Länder, dem für die Enthüllun-
gen verantwortlichen Ex-NSA-Mitarbei-
ters Edward Snowden Asyl zu gewähren.
„Genutzt hat das leider Russland: Das
Land hat Snowden Asyl gewährt und prä-
sentiert sich nun als Vorkämpfer für den
Schutz der Privatsphäre.“

Roth befürchtet, dass die Ausspähaffäre
letztendlich weltweit zu mehr Internetzen-
sur führen könnte. „Die USA sind zu weit
gegangen, und nun besteht die Gefahr,
dass andere Regierungen – teilweise auch
solche mit wenig Achtung vor den Men-
schenrechten – erzwingen, dass Nutzer-
daten in ihren eigenen Grenzen bleiben.“
Dies sei gleichbedeutend mit Zensur, da
ein freier Informationsaustausch unterbun-
den werde.

Human Rights Watch warf der Regie-
rung von US-Präsident Barack Obama zu-
dem vor, keine Verantwortung für den Tod
von Zivilisten durch Drohnenangriffe über-
nehmen zu wollen. Obama habe zwar im
Mai in einer Rede strengere Regeln für die
gezieltenAttacken skizziert. „Aber es ist al-
les andere als eindeutig, dass diese ange-
kündigten Strategien auch tatsächlich be-
folgt werden.“

Brüssel·Berlin (wk). Trotz des laufenden
Vertragsverletzungsverfahrens der EU
gegen Deutschland wegen der Stromra-
batte für die deutsche Industrie soll es auch
in Zukunft Ausnahmen für besonders ener-
giereiche Unternehmen geben. „Wir wer-
den auch künftig Ermäßigungen gestatten
müssen“, sagte EU-Energiekommissar
GüntherOettinger gestern. SolcheAusnah-
meregelungen dürften im Fall extrem ho-
her Stromverbräuche wie etwa in der Alu-
minium-Industrie auch nicht stufenweise
abgesenkt werden, sondern müssten auf
gleichem Niveau bleiben. Generell habe
das deutsche Erneuerbare-Energien-Ge-
setzmit rund 23Milliarden EuroÖkostrom-
förderung aber „mit Sicherheit Beihilfecha-
rakter“, betonte Oettinger. Nach Angaben
der Bundesregierung betreibt die EU der-
zeit 65 Vertragsverletzungsverfahren
gegen Deutschland.

PAKISTAN

Luftangriffe auf Taliban

Eine Grafik zur Zahl der Behand-
lungsfehler sehen Sie, wenn Sie das
Bild mit der Live-App scannen.

Schockierendes aus den Krankenhäusern
AOK-Report: 190000 Behandlungsfehler jährlich / Bremer Kliniken bezweifeln Zahlen

Laut AOK-Report sterben in Deutschland jährlich 19000 Klinikpatienten an Behandlungsfehlern. FOTO: DPA

„Die Bundesregierung sollte sich nicht erpressen lassen“
Claudia Kemfert, Energie-Expertin des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, zu Drohungen und Klagen der Stromerzeuger

Expertin auf dem Ge-
biert der Energiewirt-
schaft: Claudia Kem-
fert. Vor einem Jahr
erschien ihr Buch
„Kampf um Strom“.
Darin beschreibt sie
nach eigener Aus-
sage „die Mythen in
der energiepoliti-
schen Debatte“.
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DEUTSCHLAND

Initiative für Doping-Opfer

„
Die deutsche Regie-

rung wird sicher bald
ankündigen, wo sie hel-
fen kann.“Der französische Außenminister Laurent Fa-
bius über Militärinterventionen in den Krisen-
ländern Mali und Zentralafrikanische Repu-
blik.

AFGHANISTAN

Minenräumer entführt

VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE

Haftstrafen gegen Muslimbrüder

ISRAEL

Islamisten feuern Raketen ab

Menschenrechtler rügen USA und EU
Obama wegen Ausspähpraxis der Geheimdienste kritisiert / Europa soll mehr für Flüchtlinge tun

Weiter Stromrabatt
für Industrie

n Bei den Ökostromkosten ist nach Ansicht
von Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) die Schmerzgrenze erreicht. Ange-
sichts jährlicher Kosten von 22 bis 24 Mil-
liarden Euro dürften der Wirtschaft keine
weiteren Belastungen zugemutet werden.
Sein Eckpunktepapier hat die Branche auf-
geschreckt. RWE-Chef Peter Terium hält so-
gar ein vorzeitiges Aus von Atomkraftwer-
ken für möglich, weil sich der Betrieb
kaum noch rechne. Der Energieversorger
EnBW wehrt sich gerichtlich gegen das Ab-
schaltverbot für unrentable Kraftwerke.
Aus Gabriels Ministerium heißt es dazu auf
Anfrage unserer Zeitung: „Für die (...) Kraft-
werksblöcke Marbach und Wahlheim hat
die Bundesnetzagentur Ende Dezember auf
Antrag der Übertragungsnetzbetreiber die
Ausweisung der Systemrelevanz geneh-
migt, die Folge ist ein gesetzliches Stillle-
gungsverbot bis Mitte 2016.“ (hub)

BEMERKENSWERT

NACHRICHTEN IN KÜRZE

Zur Person: Claudia Kemfert (45) leitet die Ab-
teilung Energie, Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW
Berlin). Sie ist Wirtschaftsexpertin auf den Ge-
bieten Energieforschung und Klimaschutz.

Stromversorger wehren sich


